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15. Auszug aus dem Urteil der II. sozialrechtlichen Abteilung i.S. Bundesamt für
Sozialversicherungen gegen Versicherungsgericht des Kantons Solothurn, betreffend H. (Beschwerde
in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten) 9C_792/2011 vom 21. Februar 2012

Regeste (de):

Art. 69 Abs. 1 bis Satz 2 IVG; Kostenrahmen im kantonalen Beschwerdeverfahren.

Der Kostenrahmen von 200-1'000 Franken darf vom kantonalen Gericht nicht unterschritten
werden und gilt auch, wenn der Verfahrensaufwand nur minimal war. Indessen bleibt es den
Kantonen unbenommen, auf die grundsätzlich geschuldeten Gerichtskosten zu verzichten,
z.B. diese ganz oder teilweise zu erlassen, sofern das kantonale Recht eine entsprechende
Regelung kennt und die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind (E. 1).

Regeste (fr):

Art. 69 al. 1 bis seconde phrase LAI; fourchette des frais en procédure cantonale de recours.

La fourchette de frais comprise entre 200 et 1'000 francs ne peut être dépassée par le tribunal
cantonal vers le bas et vaut également lorsque la charge liée à la procédure était minime. Les
cantons restent cependant libres de renoncer totalement ou partiellement à la perception des
frais judiciaires foncièrement dus pour autant que le droit cantonal prévoie une réglementation
correspondante et que les conditions légales soient remplies (consid. 1).

Regesto (it):

Art. 69 cpv. 1 bis seconda frase LAI; limite di spese nella procedura di ricorso cantonale.

Il limite di spese di 200-1'000 franchi non può essere superato dal Tribunale cantonale per
difetto e vale pure laddove il dispendio procedurale era solo minimo. I Cantoni sono tuttavia
liberi di rinunciare, totalmente o parzialmente, a riscuotere le spese giudiziarie di principio
dovute se il diritto cantonale contempla una simile regolamentazione e le condizioni legali sono
adempiute (consid. 1).
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A. Nachdem die IV-Stelle des Kantons Solothurn ein erstes Gesuch der 1978 geborenen H. um
Zusprechung einer Hilflosenentschädigung der Invalidenversicherung mangels Erfüllung der 
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versicherungsmässigen Voraussetzungen am 2. Juni 2010 abgelehnt hatte, trat sie auf ein neues
Begehren um Gewährung einer Hilflosenentschädigung mit Verfügung vom 9. Mai 2011 nicht ein. 
B. H. führte gegen die Verfügung vom 9. Mai 2011 beim Versicherungsgericht des Kantons Solothurn
Beschwerde, wobei sie u.a. um die Bewilligung der unentgeltlichen Prozessführung ersuchte. Dieses
Gesuch wies das Versicherungsgericht mit Entscheid vom 9. August 2011 ab, worauf die Versicherte
die Beschwerde mit Schreiben vom 13. September 2011 zurückzog. Mit Beschluss vom 19.
September 2011 schrieb die Präsidentin des Versicherungsgerichts das Verfahren infolge Rückzuges
der Beschwerde von der Geschäftskontrolle ab und auferlegte H. Gerichtskosten in der Höhe von Fr.
100.-. 
C. Mit Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten beantragt das Bundesamt für
Sozialversicherungen (BSV), der vorinstanzliche Abschreibungsbeschluss sei aufzuheben, soweit der
Versicherten Gerichtskosten von Fr. 100.- auferlegt wurden, und die Sache sei an das kantonale
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Gericht zurückzuweisen, damit es die Kosten innerhalb des gesetzlich vorgegebenen Rahmens von
200-1'000 Franken festsetze. H. und die IV-Stelle verzichten auf eine Vernehmlassung. Das
Versicherungsgericht des Kantons Solothurn lässt sich in ablehnendem Sinne zur Beschwerde
vernehmen. 
Erwägungen

Aus den Erwägungen:

1. Nach Art. 69 Abs. 1bis Satz 1 IVG (in der seit 1. Juli 2006 geltenden Fassung) ist das
Beschwerdeverfahren bei Streitigkeiten um die Bewilligung oder die Verweigerung von IV-Leistungen
vor dem kantonalen Versicherungsgericht abweichend von Art. 61 Buchstabe a ATSG (SR 830.1)
kostenpflichtig. Gemäss Satz 2 von Art. 69 Abs. 1bis IVG werden die Kosten nach dem
Verfahrensaufwand und unabhängig vom Streitwert im Rahmen von 200-1'000 Franken festgelegt.
Dem klaren Wortlaut von Art. 69 Abs. 1bis Satz 2 IVG zufolge, auf den für die Auslegung des
Gesetzes in erster Linie abzustellen ist (BGE 137 IV 180 E. 3.4 S. 184 mit Hinweisen), sind die
Gerichtskosten im Verfahren vor dem kantonalen Versicherungsgericht in einem Rahmen zwischen
Fr. 200.- und Fr. 1'000.- festzulegen. 
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Diese grammatikalische Auslegung wird, wie das BSV zutreffend ausführt, durch die
Gesetzesmaterialien bestätigt. In der Botschaft vom 4. Mai 2005 betreffend die Änderung des
Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung (Massnahmen zur Verfahrensstraffung; BBl 2005
3079 ff., 3089 Ziff. 2.1) findet sich zum vorgeschlagenen neuen Art. 69 Abs. 1ter IVG, der im
revidierten Gesetz zu Art. 69 Abs. 1bis IVG wurde, folgender Passus: Die Verfahrensvorschriften von
Art. 61 Buchstabe a ATSG werden nur bezüglich der Kostenlosigkeit ausser Kraft gesetzt. Weiterhin
muss das Beschwerdeverfahren vor dem kantonalen Versicherungsgericht jedoch einfach, rasch und
in der Regel öffentlich sein. Der Kostenrahmen von 200-1'000 Franken wird den Kantonen und dem
Bund (Eidg. AHV/IV-Rekurskommission) vorgegeben. Dieser Vorschlag des Bundesrates (BBl 2005
3094 zu Art. 69 Abs. 1ter IVG) wurde von den Eidgenössischen Räten unverändert ins revidierte
Gesetz übernommen, wobei der Kostenrahmen zu keinen Diskussionen Anlass gab; umstritten war
hingegen die Kostenpflicht im Grundsatz (AB 2005 N 1369 ff., S 1012 ff.). Es ist daher auch
aufgrund der Materialien klar, dass der Gesetzgeber mit dem am 1. Juli 2006 in Kraft getretenen Art.
69 Abs. 1bis Satz 2 IVG den erstinstanzlichen Sozialversicherungsgerichten in IV-rechtlichen
Beschwerdeverfahren einen verbindlichen Kostenrahmen vorgeben wollte. Dieser gilt auch, wenn der
Verfahrensaufwand nur minimal war. Der abschliessende Charakter der bundesrechtlichen Regelung
von Art. 69 Abs. 1bis IVG für die Erhebung der Gerichtskosten verbietet den Kantonen aber nicht, auf
die grundsätzlich geschuldeten Kosten zu verzichten, z.B. diese (ganz oder teilweise) zu erlassen,
sofern das kantonale Recht eine entsprechende Regelung kennt und die entsprechenden
Voraussetzungen erfüllt sind. Nicht zu prüfen ist hier, ob der Kostenrahmen bei mutwilliger oder
leichtsinniger Prozessführung überschritten werden darf. 
2. Das kantonale Versicherungsgericht hat die Gerichtskosten zu Lasten der Versicherten auf Fr.
100.-festgelegt und dadurch den gesetzlich vorgegebenen Kostenrahmen unterschritten, ohne dass
es die Reduktion der minimalen Gerichtsgebühr gemäss Art. 69 Abs. 1bis Satz 2 IVG mit dem
Vorliegen von Erlassgründen gerechtfertigt hat. Damit liegt eine Verletzung von Bundesrecht (Art. 95
lit. a BGG) vor, welche zur Aufhebung des angefochtenen Entscheides führt.
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